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„Das Faß ist übergelaufen“
Chaos im deutschen Arbeitgeberlager: Der Vorstoß zur schnellen Kürzung des Krankengeldes ist gescheitert. Die

Verbandsfürsten forderten von ihren Mitgliedern eine harte Haltung – doch die meisten Firmen verweigerten sich. 

Die Kohl-Regierung sieht kaum noch Chancen für die beabsichtigte Lohnkürzung im Öffentlichen Dienst.
rempp (Daimler-Benz)

hetsrieder (BMW) Pierer (Siemens)
zernchefs: Ungeordneter Rückzug
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K aum hatte die Bundesregie-
rung den Tarifpartnern emp-
fohlen, die Lohnfortzahlung

für kranke Mitarbeiter zu kürzen,
marschierte Daimler-Chef Jürgen
Schrempp mutig voran.

Den Konzernobersten kümmerte
es offenbar wenig, daß den Kranken
in weiten Teilen des Daimler-Kon-
zerns die 100prozentige Lohnfort-
zahlung per Tarifvertrag zugesi-
chert ist. Daß er vor allem die 
Aktionärsinteressen im Sinn hat,
daran hat der Daimler-Chef seit sei-
nem Amtsantritt 1995 nie Zweifel
gelassen.

Im Vorstand von Deutschlands
größtem Industriekonzern wider-
sprach niemand, als der Alleingang
beschlossen wurde. Die Sache 
schien Routine. Schließlich hatten
sich die Mitglieder des Arbeitgeber-
verbands der Metallindustrie zuvor
auf eine harte Haltung verständigt.

So legte sich die Schrempp-
Truppe ohne formelle Abstimmung
auf ein sofortiges Kappen der Kran-
kenkosten fest. „Ich nenne das
glaubwürdiges, konsequentes Han-
deln“, sagte Schrempp.

Die Hardliner im Arbeitgeberla-
ger waren begeistert, und die kon-
servative Presse war es auch: „Das
Modell Daimler ist als Lehrmaterial
für viele geeignet“, kommentierte
die Frankfurter Allgemeine (FAZ).
Hier könne auch der Kanzler ler-
nen, „wie man sich sozialpoliti-
schen Konflikten stellt, statt sich leisetre-
terisch ins Abseits zu begeben“.

Am vergangenen Freitag hatte es sich
ausgejubelt. Die Streiks bescherten dem
Stuttgarter Konzern einen Umsatzverlust
von über 220 Millionen Mark. Das Un-
ternehmerlager, mit dessen Unterstüt-
zung der Daimler-Chef fest gerechnet
hatte, ließ ihn im Stich. Und plötzlich war
der Leitstern der Industrie zum Irrlicht
geworden.

Mitten in der größten tarifpolitischen
Auseinandersetzung dieses Jahres fand
sich der Daimler-Mann allein auf dem
Schlachtfeld wieder, und auch die Freun-
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de von der FAZ gingen auf Distanz. Es sei
ein Rätsel, warum Schrempp nicht im
Einvernehmen mit den Beschäftigten
vorgehe, hieß es nun: „Nicht alles, was
mutig ist, ist auch richtig.“

Seit vergangenem Mittwoch verhan-
delt Schrempp persönlich mit Betriebs-
ratschef Karl Feuerstein (siehe auch Sei-
te 24) über die Lohnfortzahlung. Gesucht
wird: eine Konsenslösung.

Für das Arbeitgeberlager ist das eine
böse Schlappe. Seit Monaten fühlen sie
sich in der Offensive: Massiv fordern sie
einen Umbau des Standorts Deutschland
und eine Senkung der extrem hohen
Lohnnebenkosten (siehe Grafik
Seite 25). Die Lohnfortzahlung
wollen sie schon lange kappen. Nir-
gendwo sonst auf der Welt, klagen
sie, werden Kranke so komfortabel
bezahlt.

Das mag alles richtig sein, doch
mit nüchternen Fakten allein läßt
sich die Wirtschaft nicht lenken. Das
mußten neben Schrempp auch die
Manager von Siemens, BASF und
anderer Großkonzerne erfahren: Der
Gewerkschaftsprotest und fehlende
Rückendeckung aus Bonn zwangen
die Hardliner zum Rückzug.

Nicht mal im eigenen Lager war
die harte Linie durchsetzbar. Viele
Mitgliedsunternehmen versagten
ihren Verbandspräsidenten die Ge-
folgschaft. BMW-Chef Bernd Pi-
schetsrieder hatte sich im Gegensatz
zu Schrempp von vornherein mit
seinem Betriebsrat verständigt.

Ausgerechnet jene Männer, die
für sich strategischen Weitblick re-
klamieren, hatten die Stimmung
völlig falsch eingeschätzt. Vor allem
die Beschäftigten waren quer durch
alle Branchen in Empörung vereint.
Der „Wut-Aufstand“ (Bild) bei
Mercedes spornte auch andere Be-
legschaften an. Die Antwort auf die
einseitige Kündigung der Tarifre-
geln waren Arbeitsniederlegungen
und Protestmärsche.

Die Gewerkschaft konnte ihre
Mobilisierungserfolge gar nicht
richtig fassen: „Jetzt ist das Faß of-

fenbar übergelaufen“, analysierte IG-
Metall-Vize Walter Riester.

Bisher haben die Belegschaften aller-
lei Kürzungen – zum Beispiel bei Weih-
nachts- und Urlaubsgeld – brav zu-
gestimmt. Doch die Arbeitgeber, durch
verschärfte Auslandskonkurrenz selbst
unter Druck, verlangen fast im Wochen-
takt neue Zugeständnisse.

Immer häufiger müssen sich Arbeit-
nehmer vor Gericht ihre Rechte erstrei-
ten. Allein die IG Bau gewährte im 
vergangenen Jahr bundesweit in 85 000
Fällen Rechtsschutz, fast die Hälfte der
Streitigkeiten betraf gesetzliche oder ta-
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Demonstration bei Daimler: Da, wo früher stets im Konsens entschieden wurde, brodelt es
AP

„Die Leute haben 
nach einem 

Generalstreik gerufen“
rifliche Leistungen wie Lohn oder Ur-
laub. Die Geduld der Belegschaften
scheint nun zu Ende. Selbst da, wo früher
stets im Konsens entschieden wurde, bro-
delt es. Die Stimmung in Deutschlands
Großkonzernen ist mies.

Arnold Weber, Konzernbetriebsrats-
chef der Hoechst AG, hält seine Kollegen
bei der Chemiefirma für „eher konserva-
tive Leute“. Doch beim Protest gegen den
„Kahlschlag der Arbeitgeber“ (Gewerk-
schaftsparole) machten Tausende mit:
„Da waren Leute“, so Weber, „die haben
tatsächlich nach Generalstreik gerufen.“

Selbst in der schleswig-holsteinischen
Provinz zündete der Funke. Beim Kom-
pressorenhersteller Danfoss in Flensburg
standen am 1. Oktober die Bänder still:
„Ich habe die Arbeiter selten so wütend
erlebt“, sagt Betriebsrätin Hanne Peter-
sen, „wir hatten alle Hände voll zu tun,
die Sache im Griff zu behalten. Die wol-
len alle richtig streiken.“

Empörte Arbeiter heizten mit ihren
Reden die Stimmung immer weiter an:
„Ich bin selbst mit Durchfall zur Arbeit
erschienen, und nun glauben die, mich
treten zu müssen. Da fühl’ ich mich wie
Dreck“, rief Danfoss-Arbeiter Hans-
Christian Jürgensen. Innerhalb von 24
Stunden traten 35 Mitarbeiter der Firma
der Gewerkschaft bei.

Die republikweiten Arbeitsniederle-
gungen haben die Firmen Millionen ge-
kostet, das Klima in vielen Betrieben ist
versaut, das Vertrauen der Beschäftigten
in die Zusage ihrer Chefs erschüttert.
„Man müßte“, empört sich der Berliner
IG-Metall-Chef Hasso Düvel, „diese
Henkels windelweich kloppen.“

Dabei glaubten die Verbandsfürsten
felsenfest, mit der Bonner Gesetzesände-
rung sei das Startsignal zum Umbau der
Deutschland AG gefallen. „Wir müssen
unseren Unternehmen eine Atempause
gönnen“, erklärte Gesamtmetall-Chef
Werner Stumpfe, als er die Unternehmen
zur sofortigen Kappung der Krankengel-
der aufforderte. Die meisten Tarifverträ-
ge stünden dem nicht entgegen, so die
Rechtsauffassung Stumpfes.

Soviel Kraftmeierei war selten in
Deutschland – da wollte BDI-Präsident
Hans-Olaf Henkel nicht abseits stehen.
Die Bonner Gesetze zum Sparen und zur
Lohnkürzung seien doch erst der Anfang
einer radikalen Reform des Standorts
Deutschland: „Jetzt geht’s erst richtig
los.“

Den lautstarken Ankündigungen folgt
nun der ungeordnete Rückzug. Die Ma-
nager der Konzerne rudern zurück – und
zwar jeder für sich.

Bei Daimler-Benz will plötzlich keiner
etwas von einem demonstrativen Akt
wissen. Siemens sei doch der erste Be-
trieb gewesen, der die Verbandsempfeh-
lung im Vorstand beschlossen habe, 
erklärt ein Konzernsprecher. Dem habe
man sich nur angeschlossen. 

Siemens lehnt die Vorreiterrolle dan-
kend ab. Da habe es zwar einen Beschluß
gegeben, und der gelte auch noch irgend-
wie. Aber das hauseigene EDV-System
sei gar nicht in der Lage gewesen, so
schnell die Berechnung für die Lohnfort-
zahlung zu ändern. Also ließ Siemens-
Chef Heinrich von Pierer die Entschei-
dung erst mal vertagen.

Die deutschen Chemieriesen BASF
und Hoechst vereinbarten eilig ein Spit-
zengespräch ihres Verbandes mit der
Gewerkschaft für die letzte Oktoberwo-
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Demonstration in Berlin: „Man müßte die Henkels windelweich kloppen“ 
che. An den Vorstandsbeschluß, mit der
neuen Krankenregelung schon ab dem 
1. Oktober Ernst zu machen, kann sich
jetzt keiner mehr erinnern. Die „Liste der
Aufrechten und Vertragstreuen“, freut
sich der DGB, werde immer länger.

Der deutsche Einzelhandelsverband
sicherte den Arbeitnehmervertretern in
den meisten Bezirken sogar eine hundert-
prozentige Lohnfortzahlung bis Ende
1997 zu. Der Einigung mit den Arbeit-
nehmern, die von November an länger
viele Nebenkosten
aben in der verarbeitenden
strie für eine Arbeits-
de 1995 in Mark

Arbeitskosten insgesamt
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„Die Arbeitgeber haben
sich einen 

Bärendienst erwiesen“
hinterm Verkaufstresen stehen sollen,
folgte die Entschuldigung bei den Unter-
nehmerkollegen: „Wir sind von den Ge-
werkschaften in den Schwitzkasten ge-
nommen worden.“

Ganz so schlimm ist es mit den Kran-
kenkosten doch nicht, heißt es jetzt. Alle
Privatbanken zusammen, räumt bei-
spielsweise Jürgen Stein vom Arbeitge-
berverband des privaten Bankgewerbes
ein, „geben für Lohnfortzahlung 100
Millionen Mark jährlich aus“.

Porsche-Chef Wiedeking verwies ver-
gangene Woche auf den jetzt schon be-
sonders niedrigen Krankenstand im Auto-
mobilgewerbe. „Solange die Tarifverträge
nicht geändert werden“, so Wiedeking,
„werden wir auch nichts ändern.“

Auch die von den Hardlinern erhoffte
Rückendeckung aus Bonn blieb aus:
Henkel und Co. gingen weit über das hin-
aus, was die Kohl-Regierung beabsich-
tigt hatte. Die Regierung wollte die Kün-
digung der Tarifverträge ermöglichen,
nicht aber deren Bruch provozieren. Hel-
mut Kohl und Wolfgang Schäuble möch-
ten nicht als Handlanger der sozialen
Störenfriede dastehen.

„Wir sind der Meinung, daß nicht in
bestehende Tarifverträge eingegriffen
werden darf“, kommentierte Kohl die
Entscheidung des Daimler-Vorstands.
Ein Kanzlerberater wütend: „Die
sagen, sie vollziehen Regierungs-
politik. Tatsächlich betreiben sie
nackte Interessenpolitik.“

Selbst engagierte Verfechter
der gekürzten Lohnfortzahlung
wie CDU-Wirtschaftspolitiker
Friedhelm Ost und Unionsfrakti-
onsvize Hans-Peter Repnik sind
entsetzt über das Vorgehen der
Arbeitgeber: „Kein Mensch hat
irgend jemanden zu Rechts- und
Tarifvertragsbruch aufgefordert“,
sagt Repnik. Für Ost steht fest:
„Die Arbeitgeber haben sich ei-
nen Bärendienst erwiesen.“ Vor
allem die Rolle der Verbände sei
„kläglich“.

Kohl fürchtet, daß ihm im Öf-
fentlichen Dienst neues Unge-
mach droht. In einem internen 
Papier vom 19. September 1996,
erstellt für das Kanzleramt, ließ
der Regierungschef die Chancen
einer gekürzten Lohnfortzahlung
prüfen. Ergebnis: negativ. 

Die SPD müsse im Bundesrat
zustimmen, wenn die Lohnfort-
zahlung reduziert werden soll.
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Selbst für Bundesbeamte kön-
ne Bonn nicht allein entschei-
den – dies bedürfe „ebenfalls
der Länderzustimmung“.

Und an die glaubt im Kanz-
leramt niemand: „Wegen der
politischen Mehrheiten bei
Ländern und Kommunen und
der allgemeinpolitischen Be-
deutung der Lohnfortzahlung
dürfte eine einheitliche Hal-
tung der Arbeitgeber nur
schwer zu erreichen sein.“

Auch die Gewerkschaften
werden als kaum bezwingba-
rer Gegner eingeschätzt. „Mit
energischem Widerstand“ sei
zu rechnen: „Die ÖTV hat an-
gekündigt, für die Lohnfort-
zahlung notfalls zusammen
mit der IG Metall einen Groß-
konflikt zu führen.“ Gegen
diese Formation sei die Positi-
on der öffentlichen Arbeitge-
ber im Arbeitskampf „erfah-
rungsgemäß eher schwach“.

In einem zweiten Papier, er-
stellt nach dem Debakel im
Arbeitgeberlager, kommen
die Experten von Kanzleramt,

Innenministerium, Arbeits- und Ju-
stizressort ebenfalls zu einer trostlosen
Lageeinschätzung: „Die Gesamtsituation
wird auch durch die Entscheidungen im
Öffentlichen Dienst beeinflußt werden.
Unterbleibt eine Tarifvertragskündigung,
ist dies ein negatives Beispiel für private
Arbeitgeber. Wird dagegen gekündigt,
weitet sich die Arbeitskampfszene aus.“

Längst ist klar: In der Privatwirtschaft
kann der schnelle Durchbruch bei der
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Sender Gleiwitz: Auslöser des Zweiten Wel
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Einmarsch deutscher Truppen in Polen 1939
„Das ‚Nie wieder‘ weist uns den Weg“
Lohnfortzahlung nicht mehr gelingen.
Nach den Eskapaden der letzten Wochen
wird nun eine einvernehmliche Lösung
gesucht – am Verhandlungstisch. Über-
all – bei Siemens und nun auch bei
Daimler – reden Betriebsräte und Kon-
zernspitzen über die Umsetzung des
neuen Gesetzes. 

Ein Zurück zur Lohnfortzahlung alten
Stils wird dabei nicht herauskommen.
Die schöne Regel, daß kranke Mitarbei-
ter zuweilen mehr Lohn bekommen als
ihre arbeitenden Kollegen, etwa wenn sie
vor Beginn der Krankheit kräftig Über-
stunden absolviert haben, scheint heute
selbst den Gewerkschaften antiquiert.

Auch die Gewerkschaftsfunktionäre
haben an einer Zuspitzung des Konflikts
kein Interesse. Sie wissen, daß sie die Er-
wartungen vieler Arbeitnehmer, das Ge-
setz werde womöglich komplett zurück-
genommen, nicht erfüllen können.

Zudem drängt die Bonner SPD, den
Konflikt nicht eskalieren zu lassen. SPD-
Chef Oskar Lafontaine fürchtet, ein bun-
desweiter Konflikt würde die SPD zu
dicht ans Gewerkschaftslager binden –
auf Kosten von Wählern der bürgerlichen
Mitte. Für Produktionsausfälle würden
am Ende auch die Genossen verantwort-
lich gemacht.

Am Montag vergangener Woche trafen
sich Gewerkschaftsspitze und SPD-
Führung im sogenannten Gewerkschafts-
rat der SPD, um das Thema zu erörtern.
„Was wollt ihr?“ fragte Düsseldorfs Wirt-
schaftsminister Wolfgang Clement den
IG-Metall-Chef Klaus Zwickel. Dessen
Antwort beruhigte die Sozis ungemein:
„Wir wollen so rasch wie möglich eine
Lösung suchen.“

Clement plädiert für eine Neuauflage
des Bündnisses für Arbeit, der Konflikt
sei keine Sache allein der Tarifparteien:
„Die Politik darf jetzt nicht wegtauchen.
Wir brauchen einen Runden Tisch der
Vernunft.“

Am Freitag suchte auch der Vorstand
von Gesamtmetall nach einem Ausweg
aus der verfahrenen Situation. Die ganze
Woche über schon hatten Manager
großer Konzerne und Arbeitgeberfunk-
tionäre in der IG-Metall-Zentrale angeru-
fen und Möglichkeiten für einen Kom-
promiß sondiert. Und Daimler-Manager
hatten sich bitter bei ihrem Verband be-
klagt, sie seien der Gewerkschaft hilflos
ausgeliefert, und auf eine Einigung mit
der Gegenseite gedrängt.

Am Abend des Freitags gingen die
Vertreter der Arbeitgeber ohne Ergebnis
auseinander. Am Donnerstag dieser Wo-
che wollen sie sich wiedertreffen. Bis da-
hin soll Gesamtmetall-Chef Werner
Stumpfe mit der Gegenseite das Terrain
sondieren.

Die Arbeitgeber, die so kämpferisch
angetreten waren, haben nur noch ein
Ziel: Sie wollen die harte Linie verlassen
– ohne das Gesicht zu verlieren.
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„O Jesus, das wird fein“
Opel baut ein neues Werk im polnischen Gleiwitz
E s ist morgens halb sechs in Glei-
witz, Oberschlesien. Im Foyer des
noblen Hotels „Lésny“ sitzt einsam

der Nachtportier im grünen Frack. Er
weiß, daß in den Stockwerken über ihm
bald die Manager erwachen. Er weiß, daß
es dann ein Problem geben wird. Die
Warmwasserversorgung im Hotel ist zu-
sammengebrochen – ausgerechnet am
Tag, da die Männer von General Motors
in Gleiwitz sind, um den Fortschritt zu
bringen. 
Draußen hängen Schwefelschwaden
tief über Zeche, Stahlwerk und Drahtfa-
brik. In den Siedlungen erwacht zwi-
schen rußigen Mauern das Leben. Vorbei
an Kampfparolen für die Werktätigen der
Stadt, die nach dem Krieg kommuni-
stisch und polnisch wurde, streben ver-
schlafene Menschen ihrer Arbeit zu.

Gleiwitz hat Probleme. Doch jetzt pas-
siert was. Eine Kolonne kaltgeduschter
Führungskräfte setzt sich in Opel-Mittel-
klassewagen vom Hotel aus ab Richtung
Stadtrand. Dort funkeln hinter Opel-Fah-
nen blütenweiße Partyzelte im Schlamm
wie Schneeflocken auf einer Lavahalde.
Der polnische Präsident ist da, der deut-
sche Außenminister auch, dazu das geho-
bene Management der Opel-Konzern-
mutter General Motors, Detroit. Sie alle
wollen den Spaten in die Erde stechen für
ein neues Werk.

„Dieser Tag wird in die Geschichte der
Stadt eingehen“, sagt der Bürgermeister
und denkt an die 2000 Menschen, die ins
Brot gesetzt werden sollen, und an 20000
weitere in den Zulieferbetrieben. Das ist
Anlaß zur Hoffnung für Gleiwitz, die
Stadt, die an Kohle und Chemie hängt
wie der Kranke am Tropf.

Reemtsma, Tchibo, Siemens, Schering
und Bayer sind längst in Polen. Opel hat

in Warschau die Montage des
Astra geprobt und macht nun
in Gleiwitz Ernst – mit einer
halben Milliarde Mark, der
größten deutschen Investition
hier seit Kriegsende. Ein ent-
schlackter Astra für den klei-
neren Geldbeutel des Ostens
soll ab 1998 vom Band laufen.

Freundlich präsentieren sich
die Herren von General Mo-
tors an diesem Morgen den
Gästen – Bischöfen, Offizie-
ren und örtlichen Kleinunter-
nehmern. Sie verteilen Kom-
plimente an das „hart arbeiten-
de Volk“ hier und mogeln sich
in die Reihe der Förderer
schlesischen Überlebenswil-
lens. Am Ende zerkauen sie ein
paar Grußworte auf Polnisch –
eine seit Kolonialzeiten er-
probte Höflichkeitsgeste.

„Wir bieten Schlesien eine
Chance und eine Herausforde-
rung“, sagt Louis Hughes, Vi-
zepräsident von General Mo-
tors. Er denke da an eine „mas-
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